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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Maximilian Mordhorst, Christoph Meyer
und der Fraktion der FDP
— Drucksache 20/14579 —

Wettbewerbsverzerrungen durch Onlinehandler aus Drittstaaten

Vorbemerkung der Fragesteller

Die zunehmende Marktprdasenz von Onlinehédndlern aus Drittstaaten stellt
deutsche und europdische Regulierungsbehdrden vor neue Herausforderungen.
Die Onlinehéndler agieren hiufig auBerhalb der europdischen Binnenmarktre-
gulierungen und umgehen nach Ansicht von Branchenexperten vielfach gel-
tende Vorschriften, insbesondere im Bereich Verbraucherschutz, Produktsi-
cherheit und Zoll. Der Handelsverband Deutschland (HDE) kritisiert, dass De-
fizite in der Rechtsdurchsetzung zu Wettbewerbsverzerrungen zulasten euro-
pdischer und deutscher Unternehmen fithren. Die Anforderungen fiir europa-
ische und deutsche Einzelhdndler sind in den vergangenen Jahren mit Blick
auf Umwelt- und Verbraucherschutz erheblich verscharft worden, wihrend der
Markt weiterhin mit Produkten iiberschwemmt wird, die diese Standards viel-
fach nicht erfiillen. Ein Beispiel hierfiir ist eine Untersuchung von OKO-
TEST, in der bei Testkdufen von Produkten eines Onlinehdndlers aus einem
Drittstaat gravierende VerstdBe festgestellt wurden. Laut OKO-TEST enthiel-
ten einige der Kleidungsstiicke teils gesundheitsschiadliche Mengen giftiger
Chemikalien, die in der EU ldngst verboten sind (Shein-Mode im Test:
Schnéppchen teils voller giftiger Chemikalien — OKO-TEST; www.oekotes
t.de/kosmetik-wellness/Shein-Mode-im-Test-Schnaeppchen-teils-voller-giftig
er-Chemikalien 14755 1.html). Der européische Spielwarenverband Toy In-
dustries of Europe hat im Rahmen eines Testkaufs Spielzeuge auf einem On-
linemarktplatz aus einem Drittstaat erworben und {iberpriifen lassen (95 Pro-
zent der in einem Testkauf auf Temu gekauften Spielzeuge verstolen gegen
EU-Sicherheitsvorschriften — DVSI | Ihr Spielzeug kennt uns; www.dvsi.de/te
mu-sicherheitsvorschriften/). Keines der erworbenen Spielzeuge entsprach in
vollem Umfang den EU-Vorschriften, und 95 Prozent der Spielzeuge stellten
ein Sicherheitsrisiko fiir Kinder dar. Dariiber hinaus werden laut EU-Kommis-
sion schitzungsweise 65 Prozent der Waren falsch von den Onlinehidndlern
aus Drittstaaten deklariert (Der Druck auf chinesische Billiganbieter wéchst |
tagesschau.de; www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/online-haendler-e
u-temu-shein-100.html). Die fehlerhafte Deklaration hat zur Folge, dass diese
Produkte unzureichend kontrolliert und versteuert werden, was die bestehende
Wettbewerbsverzerrung weiter verschirft. Vor dem Hintergrund dieser He-
rausforderungen und der Forderungen nach gleichen Wettbewerbungsbedin-
gungen im Handel muss nach Ansicht der Fragestellerinnen und Fragesteller
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geklart werden, wie bestehende Kontrollmafinahmen in Deutschland und der
EU ausgestaltet sind und welche Maflnahmen ergriffen werden kénnen, um
eine Gleichbehandlung aller Marktteilnehmer zu gewéhrleisten. Der deutsche
Zoll fiihrte vom 2. bis 4. September 2024 Schwerpunktkontrollen an den
Frachtflughifen Frankfurt am Main, K6In/Bonn und Leipzig/Halle mit geziel-
ten Kontrollen im internationalen Paketverkehr durch (Zoll online — Presse-
mitteilungen; ,,Zoll fithrt Schwerpunktkontrollen im E-Commerce durch®;
www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Produktpiraterie/2024/z83
e-commerce_gzd.html). Hierbei wurden besonders Einfuhrsendungen mit T-
Shirts, Schuhen und Taschen untersucht, die iiber drittlindische Handelsplatt-
formen bestellt und in die EU verbracht wurden. Mit diesen gezielten Kon-
trollen sollte die Einhaltung der zollrechtlichen Vorschriften und die ord-
nungsgeméfle Erhebung der Einfuhrabgaben sichergestellt werden. Zugleich
wurden die geltenden Einfuhrverbote insbesondere im Bereich des gewerbli-
chen Rechtsschutzes kontrolliert und die Produktsicherheit durch die Markt-
iberwachungsbehdrden iiberpriift. Bei diesen Kontrollmainahmen wurden
insgesamt 2 390 Paketsendungen mithilfe einer Risikoanalyse fiir eine Uber-
priifung ausgewihlt. In 906 Fillen (ca. 38 Prozent der kontrollierten Sendun-
gen) bestétigte sich der Verdacht nicht, sodass die Waren in den zollrechtli-
chen freien Verkehr libergehen konnten. Bei 7 Sendungen wurde hingegen be-
reits wihrend der Kontrolle ein Risiko festgestellt. Fiir die verbleibenden
1 484 Sendungen (ca. 62 Prozent der kontrollierten Sendungen) stand im Sep-
tember 2024 noch eine abschlieBende Entscheidung aus. Die Ergebnisse der
Testkdufe von Verbanden weichen damit erheblich von den Feststellungen des
Zolls ab und werfen die Frage auf, wie diese Diskrepanz zustande kommt.

1. Welche MaBnahmen hat die Bundesregierung auf nationaler und europi-
ischer Ebene bislang ergriffen, um sicherzustellen, dass Onlinehindler aus
Drittstaaten die Standards fiir Verbraucherschutz, Produktsicherheit und
Zolleinfuhrvorgaben einhalten, und welche MaBnahmen werden unter-
nommen, wenn festgestellt wird, dass diese Standards nicht eingehalten
werden?

Die Bundesregierung hat einen Aktionsplan E-Commerce (www.bmwk.de/Red
aktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/aktionsplan-bundesregierung-e-commerc
e.html) verabschiedet, der darauf abzielt, die konsequente Durchsetzung be-
stehender Rechtsvorschriften durch Hersteller, Hindler und E-Commerce-Platt-
formen auch aus Drittstaaten sicherzustellen. Dariiber hinaus sieht der Aktions-
plan eine Priifung vor, ob das bestehende Recht ausreicht, um eine effektive
Rechtsdurchsetzung, Verbraucherschutz, Produktsicherheit und gleiche Wettbe-
werbsbedingungen zu gewihrleisten. Der Aktionsplan umfasst konkrete Mal3-
nahmen auf EU-, nationaler und Landerebene.

Um die Vorschldge auf der jeweiligen Ebene entsprechend einzubringen, steht
die Bundesregierung im engen Austausch mit den jeweils zustidndigen Akteu-
ren. So wurden bereits regelmaBig Gesprache mit der Europdischen Kommis-
sion und dem Européischen Parlament gefithrt zur Umsetzung von Malinah-
men, die im Zustandigkeitsbereich der EU liegen.

Auf deutsche Initiative hin hat die Bundesregierung beim EU-Wettbewerbsfa-
higkeitsrat in Briissel am 26. September 2024 ein entschiedenes und abge-
stimmtes Vorgehen der EU gegen weitgehend unkontrollierte Direktimporte aus
Drittstaaten iiber E-Commerce-Plattformen gefordert.

Unter anderem hat die Bundesregierung gegentiiber der Européischen Kommis-
sion die konsequente Durchsetzung des Digital Services Act (DSA) gegeniiber
sehr groflen Onlinehandelsplattformen (VLOPs) gefordert. Zudem wurde die
Europidische Kommission aufgefordert, auch selbst Testkdufe zu titigen und
hohe Buligelder zu verhidngen, wenn Bestimmungen des DSA nicht eingehalten
werden. Bereits jetzt hat die Europédische Kommission ein formelles Verfahren
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gegen Temu eingeleitet. Die Bundesregierung setzt sich fiir einen ziigigen Ab-
schluss dieses Verfahrens ein und hat angeregt, auch gegen SHEIN entspre-
chende Schritte einzuleiten.

Eine wichtige Mallnahme ist die neue EU-Produktsicherheitsverordnung, die
seit dem 13. Dezember 2024 unmittelbar in allen Mitgliedstaaten Anwendung
findet und spezifische MaBinahmen fiir Online-Marktplédtze vorsieht. Erstmals
werden durch diese Verordnung auch Online-Marktplitze fiir die Produktsi-
cherheit in die Verantwortung genommen. Sie miissen dann beispielsweise an-
hand des Safety Gate Portal stichprobenartig priifen, ob Angebote auf ihrem
Marktplatz bereits als gefahrlich identifiziert wurden. Sollte es bereits zu Ver-
kéufen dieses Produkts gekommen sein, miissen die Plattformen unverziiglich
MaBnahmen ergreifen, beispielsweise die Verbraucherinnen und Verbraucher
informieren sowie alle notwendigen Abhilfemalnahmen wie Produktriickrufe
ergreifen. Auch sollen Online-Marktpldtze Hiandler von der Plattform nehmen,
die haufiger gefahrliche Produkte anbieten. Fiir alle in der EU in den Verkehr
gebrachten Produkte miissen Verbraucherinnen und Verbraucher immer eine
Ansprechperson innerhalb der EU haben, an die sie sich bei eventuellen Proble-
men mit der gekauften Ware wenden konnen.

Deutschland hat gemeinsam mit Frankreich, Dédnemark, Portugal und Spanien
eine Protokollerklarung abgegeben, nach der diese Mitgliedstaaten die Umset-
zung der EU-Produktsicherheitsverordnung in Verbindung mit dem Gesetz iiber
digitale Dienste genau beobachten werden und erwarten, dass in kiinftigen Vor-
schldgen in Erwidgung gezogen wird, die Pflichten der Anbieter von Online-
Marktpldtzen in Bezug auf die Produktsicherheit auszuweiten. Bei den Ver-
handlungen der EU-Spielzeug-Verordnung war und ist es fiir die Bundesregie-
rung angesichts der besonderen Schutzbediirftigkeit von Kindern und der Er-
kenntnisse {iber unsicheres Spielzeug ein wichtiges Anliegen, dass weiterge-
hende Anforderungen an die Anbieter von Online-Marktplédtzen wie z. B. Exan-
te-Stichprobenkontrollen gestellt werden.

Dariiber hinaus hat die Bundesregierung auf EU-Ebene Ideen zur Starkung der
Marktiiberwachung in allen Mitgliedstaaten eingebracht. Unter anderem hat sie
in der Single Market Enforcement Taskforce (SMET) eine Projektidee zur Stér-
kung der Marktiiberwachung in allen Mitgliedstaaten vorgestellt.

Aufgrund der iiberwiegenden Zustdndigkeit der Lander fiir die Durchfiihrung
der Marktiiberwachung hat das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klima-
schutz gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz auch mit diesen Gespriche gefiihrt
und Vorschldge zur Stiarkung der Marktiiberwachung diskutiert.

Zu Zollkontrollen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

2. Wie liefen die Kontrollmanahmen der 2 390 Paketsendungen ab, die vom
Zoll zwischen dem 2. und 4. September 2024 im Rahmen der Schwer-
punktkontrollen E-Commerce an den Frachtflughidfen Frankfurt am Main,
Kéln/Bonn und Leipzig/Halle kontrolliert wurden (Zoll online — Presse-
mitteilungen — Zoll fithrt Schwerpunktkontrollen im E-Commerce durch;
www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Produktpiraterie/2024/z
83 _e-commerce gzd.html)?

a) Von wie vielen und welchen Handlern wurden die Pakete ausgewihlt
und nach welchem Prinzip?

b) Wie hoch war der Durchschnittspreis pro Bestellung (bitte auch den
Warenwert der teuersten und giinstigsten Bestellung nennen)?


http://www.zoll.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Produktpiraterie/2024/z83_e-commerce_gzd.html

Drucksache 20/14878 —4 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

c) Waurde dabei festgestellt, dass Bestellungen auf mehrere Pakete aufge-
teilt wurden?

Die Fragen 2 bis 2¢ werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen be-
antwortet.

Im Zeitraum vom 2. bis 4. September 2024 fiihrten die Zollimter der Fracht-
flughédfen Frankfurt am Main, K6ln/Bonn und Leipzig/Halle jeweils fiir einen
Zeitraum von 24 Std. Schwerpunktkontrollen von Paketsendungen im E-Com-
merce durch. Im Fokus standen T-Shirts, Schuhe, Taschen, um Unterfakturie-
rung, Félschungen und Verstofle gegen die Textilkennzeichnungsverordnung zu
priifen.

Die Auswahl der zu kontrollierenden Sendungen erfolgte nicht hdndler- son-
dern warenbezogen auf Basis einer elektronischen Risikoanalyse. Die wertméa-
Bige Priifung erfolgte auf Basis der Zollanmeldungen. Eine Zollanmeldung ent-
hélt i.d. R. mehrere Positionen. Eine statistische Auswertung von Durch-
schnittspreisen pro Bestellung in Bezug auf die Sonderkontrollmafnahme kann
anhand der erhobenen Daten nicht erfolgen.

Die Auswertung der Sonderkontrollmafinahme ist mittlerweile abgeschlossen.
Im Ergebnis wurden 118 ProduktsicherheitsverstoBe, 6 Verstoe gegen Rege-
lungen des gewerblichen Rechtsschutzes und 148 zollrechtliche Feststellungen
zu fehlerhaftem Warenwert bzw. Falschtarifierungen festgestellt. Die iibrigen
Sendungen konnten mittlerweile zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen
werden. Feststellungen, dass Bestellungen wéhrend der SonderkontrollmafBinah-
me auf mehrere Pakete aufgeteilt wurden, wurden nicht getroffen.

d) Woraus erkldren sich aus Sicht der Bundesregierung die deutlichen
Abweichungen zwischen den Ergebnissen von Testkdufen und denen
der Verbiande (Shein-Mode im Test: Schnéppchen teils voller giftiger
Chemikalien — OKO-TEST, www.dvsi.de/temu-sicherheitsvorschrif
ten/ 95 Prozent der in einem Testkauf auf TEMU gekauften Spielzeuge
verstoBen gegen EU-Sicherheitsvorschriften; DVSI | Thr Spielzeug
kennt uns, www.dvsi.de/temu-sicherheitsvorschriften/)?

Die Bundesregierung konnte keine wesentlichen Abweichungen bei den Ergeb-
nissen von Testkdufen durch Marktiiberwachungsbehdrden und denen der Ver-
biande feststellen. Die vorliegenden Daten der Marktiiberwachungsbehdrden
deuten darauf hin, dass bei Testkdufen auf Online-Marktplétzen ein erheblicher
Anteil der Produkte nicht vollstindig den vorgeschriebenen Standards ent-
spricht. In vielen Fillen liegt der Anteil der nicht konformen Produkte auch bei
etwa 80 Prozent. Dabei ist jedoch zu beriicksichtigen, dass die Kontrollen der
Marktiiberwachungsbehérden nur stichprobenartig erfolgen kénnen und die
Zahlen nicht durchweg quantitativ belastbar sind.

Bei Sachverhalten, die vom Zoll an die Marktiiberwachungsbehorden zur Prii-
fung der Einfuhrfahigkeit iibermittelt wurden, hat bereits eine risikoorientierte
Vorselektion der zu kontrollierenden Sendungen stattgefunden. Zudem wurden
Warensendungen nur dann an die Marktiiberwachungsbehdrden iibermittelt,
wenn bereits ein Verdacht vorlag, dass die Waren nicht den produktsicherheits-
rechtlichen Anforderungen entsprechen.

e) Sind weitere Zollschwerpunktkontrollmaf3nahmen fiir andere Produkt-
kategorien geplant?

Die deutsche Zollverwaltung fithrt im Rahmen der Einfuhrabfertigung regel-
maéBig risikoorientierte stichprobenweise Kontrollen durch. Weitere Kontrollak-
tionen im nicht-fiskalischen Bereich (z. B. Produktsicherheit) werden in der
Regel, aber nicht ausschlieBlich, von den Marktiiberwachungsbehorden ge-
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plant. Diese erstellen fiir ihren Zustéindigkeitsbereich jahrliche Uberwachungs-
programme, in denen — unter Beriicksichtigung ggf. von der EU initiierter Ak-
tionen oder ldnderspezifischer Vorgaben — die jeweiligen Kontrollschwerpunkte
festgelegt werden.

Nach sorgfaltiger Abwiagung der parlamentarischen Informationsrechte mit den
betroffenen Geheimhaltungsinteressen ist die Bundesregierung zu dem Ent-
schluss gekommen, dass eine weitergehende Beantwortung der Frage hinsicht-
lich eventuell geplanter weiterer Sonderkontrollaktionen nicht offen erfolgen
kann, sondern gemdB der Verschlusssachenanweisung (VSA) als ,,VS-Nur fiir
den Dienstgebrauch” eingestuft wird. Eine Kenntnisnahme durch Unbefugte
kann fiir die Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander mindestens
nachteilig sein. Die erbetenen Angaben konnen den Erfolg eventueller weiterer
Sonderkontrollaktionen gefahrden und sind daher als ,,VS-Nur fiir den Dienst-
gebrauch® einzustufen.

Die Antwort zu dieser Frage kann der als ,,VS-Nur fiir den Dienstgebrauch®
eingestuften Anlage 1 entnommen werden.*

f) Wie ist der aktuelle Stand der Entscheidungen in den 1484 offenen
Fillen, bei denen im Rahmen der Kontrollma3nahmen noch keine ab-
schlieende Bewertung getroffen wurde, und welche Erkenntnisse lie-
gen bisher zu diesen Féllen vor?

Auf die Antwort zu den Fragen 2 bis 2¢ wird verwiesen.

3. Wie viele Produkte, die nicht den EU-Vorschriften entsprechen, werden
nach Kenntnis der Bundesregierung in andere EU-Mitgliedstaaten einge-
fiihrt?

a) Welche Mallnahmen zur Bekdmpfung dieser Importe sind der Bundes-
regierung aus anderen EU-Mitgliedstaaten bekannt?

b) Welche davon hilt die Bundesregierung fiir praktikabel fiir Deutsch-
land, welche nicht (bitte jeweils begriinden)?

Die Fragen 3 bis 3b werden gemeinsam beantwortet.

Der Bundesregierung sind hierzu keine Zahlen bekannt und dariiber hinaus be-
wertet die Bundesregierung das Verwaltungshandeln anderer Mitgliedstaaten
nicht.

4. Wie viele Beanstandungen hinsichtlich des Verstofes gegen Verbraucher-
schutz oder Produktsicherheit wurden nach Kenntnis der Bundesregierung
an die Marktiiberwachungsbehorden der Lander weitergegeben?

Der Bundesregierung liegen keine Daten dariiber vor, wie viele Verdachtsmel-
dungen von der Zollverwaltung an die Marktiiberwachungsbehérden der Lan-
der abgegeben werden, da die erfragten Zahlen nicht statistisch erfasst werden.

5. Sind der Bundesregierung Schitzungen bekannt oder hat sie eigene An-
gaben iiber entgangene Zoll- bzw. Steuereinnahmen der EU und Deutsch-
lands aufgrund falsch deklarierter Pakete von Onlinehédndlern aus Dritt-
staaten?

*  Das Bundesministerium der Finanzen hat die Antwort als ,,VS-Nur fiir den Dienstgebrauch® eingestuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen

Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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a) An welchen Orten (z. B. Flughdfen oder Schifffahrtshifen) treffen
nach Kenntnis der Bundesregierung die Pakete von Onlinehidndlern
aus Drittstaaten in Deutschland und der EU hauptséchlich ein?

b) Welche Waren werden nach Kenntnis der Bundesregierung am hau-
figsten nach Deutschland und in die EU von Onlinehéndlern aus Dritt-
staaten versandt?

Die Fragen 5 bis 5b werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen be-
antwortet.

In Deutschland treffen die Pakete von Onlinehéndlern aus Drittstaaten haupt-
sichlich an den Flughifen Frankfurt am Main, K6ln/Bonn und Leipzig/Halle
ein. Etwa die Hilfte aller im E-Commerce in Deutschland eingefiihrten Waren
sind Textilien. Haufig angemeldet werden zudem Waren aus Kunststoff ein-
schlieBlich Schmucksteinen/Fantasieschmuck sowie Schuhe, Spielzeug, Leder-
waren und Biicher.

Die EU-Mitgliedstaaten mit den hochsten Sendungsmengen im E-Commerce
sind die Niederlande, Belgien und Frankreich. Detaillierte Daten in Bezug auf
die Einfuhren im tibrigen Zollgebiet der Union liegen der Bundesregierung je-
doch nicht vor.

Belastbare Daten iiber entgangene Zoll- bzw. Steuereinnahmen der EU und
Deutschlands aufgrund falsch deklarierter Pakete von Online-Héndlern aus
Drittstaaten liegen der Bundesregierung ebenfalls nicht vor. Die bislang von der
Europédischen Kommission in den Raum gestellten hohen Fallzahlen von Unter-
fakturierungen und kiinstlicher Aufteilung von Sendungen kénnen derzeit nicht
bestitigt werden.






Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Maximilian Mordhorst, Christoph Meyer und der Fraktion der FDP – Drucksache 20/14579 –
	Wettbewerbsverzerrungen durch Onlinehändler aus Drittstaaten
	Vorbemerkung der Fragesteller



